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Ausgabe 17/00 Donnerstag, 6. Juli 2000

Satzung über die Abfallwirtschaft
in der Stadt Gladbeck

(Abfallwirtschaftssatzung)
vom 15. Juni 2000

Aufgrund
- der §§ 7 bis 9 der Gemeindeordnung für das Land

Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 28. März 2000 (GV
NW S. 245),

- der §§ 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen (LAbfG NW) vom 21. Juni
1988, zuletzt geändert durch Gesetz vom 09. Mai
2000 (GV NW  S. 461),

- des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-
/AbfG) vom 27. September 1994 (BGBl. I, S. 2705
ff.), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. August
1998 (BGBl. I, S. 2455)

- sowie des § 17 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom
19. Februar 1987 (BGBl. I, S. 602), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 26. Januar 1998 (BGBl. I,
S. 164)

hat der Rat der Stadt Gladbeck in seiner Sitzung am
08. Juni 2000 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Aufgaben und Ziele

(1) Die Stadt betreibt die Abfallentsorgung in ihrem
Gebiet nach Maßgabe der Gesetze und dieser Sat-
zung als öffentliche Einrichtung. Diese öffentliche
Einrichtung wird als „kommunale Abfall-
entsorgungseinrichtung“ bezeichnet und bildet eine
rechtliche und wirtschaftliche Einheit.

(2) Die Stadt erfüllt insbesondere folgende abfallwirt-
schaftliche Aufgaben, die ihr gesetzlich zugewie-
sen sind:

1. Einsammeln und Befördern von Abfällen, die
im Gemeindegebiet anfallen,

2. Information und Beratung über die Möglichkei-
ten der Vermeidung, Verwertung und Entsor-
gung von Abfällen,

3. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den ört-
lichen Gegebenheiten erforderlich ist,

4. Einsammeln von verbotswidrigen Abfall-
ablagerungen von den der Allgemeinheit zu-
gänglichen Grundstücken im Stadtgebiet gemäß
§ 5 Abs. 6 LAbfG NW.

(3) Die Sortierung, Verwertung, Behandlung, Lage-
rung, Verbrennung und Deponierung der Abfälle
wird vom Kreis Recklinghausen nach einer von ihm
hierfür erlassenen Abfallentsorgungssatzung betrie-
ben.

(4) Die Stadt kann sich zur Durchführung ihrer Aufga-
ben Dritter bedienen (§ 16 KrW-/ AbfG).

(5) Die Stadt wirkt darauf hin, dass bei Veranstaltun-
gen, die auf Grundstücken oder in öffentlichen Ein-
richtungen der Stadt durchgeführt werden, die Maß-
gaben des § 2 LAbfG NW beachtet und insbeson-
dere vorrangig Gebrauchsgüter verwendet werden,
die sich durch Wiederverwendbarkeit oder Verwert-
barkeit auszeichnen.

§ 2
Abfallentsorgungsleistungen der

Stadt Gladbeck

(1) Die Entsorgung von Abfällen durch die Stadt
umfasst das Einsammeln und Befördern der Abfäl-
le zu den Abfallentsorgungs- oder Abfallumschlags-
anlagen des Kreises Recklinghausen, wo sie sor-
tiert, verwertet oder umweltverträglich beseitigt
werden. Wiederverwertbare Abfälle werden ge-
trennt eingesammelt und befördert, damit sie einer
Verwertung zugeführt werden können.

(2) Im einzelnen erbringt die Stadt gegenüber den Be-
nutzern der kommunalen Abfallentsorgungs-
einrichtung u.a. folgende Abfallentsorgungs-
leistungen:

Die Satzung über die Abfallwirtschaft in der Stadt
Gladbeck (Abfallwirtschaftssatzung) vom 15.06.2000 wird
in berichtigter Form mit Bekanntmachungsanordnung
erneut veröffentlicht.



1. Einsammeln und Befördern von Rest-
abfällen,

2. Einsammeln und Befördern von biologischen
Abfällen,

3. Einsammeln und Befördern von Altpapier,
soweit es sich nicht um Einweg- Verkaufsver-
packungen aus Pappe / Papier / Karton han-
delt,

4. Einsammeln und Befördern von sperrigen Ab-
fällen,

5. Einsammeln und Befördern von Alt-Kühl-
schränken,

6. Einsammeln und Befördern von Elektroalt-
geräten,

7. Einsammeln und Befördern von Eisenschrott,

8. Einsammeln und Befördern von schadstoff-
haltigen Abfällen mit dem Sammelfahrzeug
(Umweltbrummi),

9. Einsammeln und Befördern von verbotswidri-
gen Abfallablagerungen,

10.Information und Beratung über die Vermeidung,
Verwertung und Entsorgung von Abfällen (Ab-
fallberatung),

11.Aufstellen von Straßenpapierkörben, soweit
dies nach den örtlichen Gegebenheiten erfor-
derlich ist, sowie deren Unterhaltung und Lee-
rung,

Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt
durch eine grundstücksbezogene Abfallentsorgung
mit Abfallgefäßen für Rest- und Bioabfälle, mit Ab-
fallsäcken für Rest- und Gartenabfälle, durch
grundstücksbezogene Sammlungen im Holsys-tem
(sperrige Gartenabfälle, sperrige Abfälle, Alt-
kühlschränke, Elektroaltgeräte, Eisenschrott) sowie
durch eine getrennte Sammlung von Abfällen au-
ßerhalb der regelmäßigen grundstücksbezogenen
Abfallentsorgung (Altpapier im Papiercontainer,
schadstoffhaltige Abfälle mit dem
“Umweltbrummi“) und Annahme am Betriebshof
(Gartenabfälle, Elektroaltgeräte, Eisenschrott,
Elektrokühlschränke, sperrige Abfälle sowie Ab-
fälle nach § 13 Abs. 3 Nr. 1 - 3). Die näheren Ein-
zelheiten sind in den  §§ 4, 10 – 16 dieser Satzung
geregelt.

(3) Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten
Einweg-Verkaufsverpackungen aus Glas, Papier/
Pappe/Karton, Kunststoffen, Verbundstoffen erfolgt
im Rahmen des privatwirtschaftlichen Dualen Sy-
stem der Duales System Deutschland AG. Die Stadt
wird insoweit nur als Subunternehmerin tätig.

§ 3
Überlassungspflichtige und

ausgeschlossene Abfälle

(1) Vom Einsammeln und Befördern durch die Stadt
sind gemäß § 15 Abs.3 KrW-/AbfG mit Zustim-
mung des Landrates des Kreises Recklinghausen
ausgeschlossen:

a) Abfälle, die aufgrund einer Rechtsverordnung
nach § 24 KrW-/AbfG einer Rücknahmepflicht
unterliegen, bei denen entsprechende
Rücknahmevorrichtungen tatsächlich zur Ver-
fügung stehen und bei denen die Stadt nicht
durch Erfassung als ihr übertragenen Aufgabe
bei der Rücknahme mitwirkt (§ 15 Abs.3 Satz
1 KrW-/AbfG).

b) Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunfts-
bereichen als privaten Haushaltungen, insbeson-
dere aus Industrie- und Gewerbebetrieben, so-
weit diese nach Art, Menge oder Beschaffen-
heit nicht mit den in Haushaltungen anfallen-
den können oder die Sicherheit der umweltver-
träglichen Beseitigung im Einklang mit dem Ab-
fallwirtschaftsplan des Landes NW durch einen
anderen Entsorgungsträger oder Dritten gewähr-
leistet ist ( § 15 Abs.3 Satz 2 KrW-/AbfG).

c) Abfälle, die nicht in der als Anlage 1 zu dieser
Satzung beigefügten Liste aufgeführt sind; die
Liste ist Bestandteil dieser Satzung.

(2) Die Stadt kann den Ausschluss von der Entsorgung
mit Zustimmung des Landrates des Kreises Reck-
linghausen widerrufen, wenn die Voraussetzungen
für den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 15 Abs.3
Satz 3 KrW-/AbfG).

(3) Vom Einsammeln und Befördern sind Abfälle aus
anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushal-
tungen ausgeschlossen,

a) soweit Dritten (§ 16 Abs. 2 KrW-/AbfG), Ver-
bänden (§ 17 Abs. 3 KrW-/AbfG) oder Einrich-
tungen (§ 18 Abs. 2 KrW-/AbfG) Pflichten zur
Entsorgung von Abfällen übertragen worden
sind.

b) soweit die Abfälle nach Art und Menge nicht in
den zugelassenen Behältersystemen eingesam-
melt werden können.

§ 4
Sammeln von schadstoffhaltigen Abfällen  so-

wie Abfällen aus Arztpraxen und sonstigen
Einrichtungen des med. Bereichs

(1) Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ih-
rer besonderen Schadstoffbelastung zur Wahrung
des Wohls der Allgemeinheit einer getrennten Ent-
sorgung bedürfen (schadstoffhaltige Abfälle gemäß
Anlage 2 ) werden von der Stadt am von ihr betrie-
benen Sammelfahrzeug angenommen. Dies gilt



auch für Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus
Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben, soweit sie
mit den in Satz 1 genannten Abfällen entsorgt wer-
den können.

(2) Schadstoffhaltige Abfälle sind von den übrigen
Abfällen getrennt zu halten und dürfen nur zu den
von der Stadt bekanntgegebenen Terminen am
Sammelfahrzeug abgeliefert oder zur AGR, Herten,
angeliefert werden. Die Standorte des
Sammelfahrzeugs werden von der Stadt bekannt-
gegeben.
Kleinmengen aus Gewerbe- und Dienstleistungs-
betrieben sind nur nach Abstimmung mit der Stadt,
Amt für Umwelt, Ver- und Entsorgung, anzuliefern.

(3) Desinfizierte Abfälle, Wund-, Gipsverbände, Ein-
wegwäsche, Einwegartikel einschließlich unbenutz-
bar gemachter Einwegspritzen aus Krankenhäusern,
Arztpraxen und sonstigen Einrichtungen des me-
dizinischen Bereichs werden durch die Stadt ein-
gesammelt und befördert, wenn die bezeichneten
Einrichtungen zusichern, dass von diesen Abfällen
die Verbreitung von Krankheiten nicht zu befürch-
ten ist.

§ 5
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt
Gladbeck liegenden Grundstücks ist im Rahmen der
§§ 2 bis 4 dieser Satzung berechtigt, von der Stadt
den Anschluss seines Grundstückes an die kommu-
nale Abfallentsorgungseinrichtung zu verlangen
(Anschlussrecht).

(2) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfall-
besitzer im Gebiet der Stadt Gladbeck haben im
Rahmen der §§ 2 bis 4 dieser Satzung das Recht,
die auf seinem Grundstück oder sonst bei ihm an-
fallenden Abfälle der kommunalen Abfall-
entsorgungseinrichtung zu überlassen (Benutzungs-
recht).

§ 6
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt
Gladbeck liegenden Grundstückes ist verpflichtet,
sein Grundstück an die kommunale Abfall-
entsorgungseinrichtung anzuschließen, wenn das
Grundstück von privaten Haushaltungen zu
Wohnzwecken genutzt wird (Anschlusszwang). Der
Anschlusszwang besteht auch für Grundstücke, die
anderweitig z.B. gewerblich/industriell und gleich-
zeitig von privaten Haushaltungen zu
Wohnzwecken genutzt werden.
Der Eigentümer eines Grundstückes als
Anschlusspflichtiger nach den Sätzen 1 und 2 und
jeder andere Abfallbesitzer (z.B. Mieter, Pächter)
auf einem an die kommunale Abfallentsorgung an-
geschlossenen Grundstück ist verpflichtet, im Rah-
men der §§ 2 bis 4 die auf seinem Grundstück oder

sonst bei ihm anfallenden Abfälle zur Beseitigung
und Abfälle zur Verwertung der kommunalen Ab-
fallentsorgungseinrichtung zu überlassen
(Benutzungszwang).

(2) Eigentümer von Grundstücken oder Abfallerzeuger/
Abfallbesitzer auf Grundstücken, die nicht zu
Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. gewerb-
lich/industriell genutzt werden, haben gleicherma-
ßen die Verpflichtungen nach Abs. 1, soweit auf
diesen Grundstücken Abfälle zur Beseitigung im
Sinne des § 3 Abs.1 Satz 2, 2. Halbsatz KrW-/AbfG
anfallen.

(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang (§ 6 Abs. 1
und 2) erstreckt sich auch auf Klein-gartenabfälle
im Sinne des § 6 Pflanzen-Abfall-Verordnung in
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Septem-
ber 1978 (GV NRW, S. 530), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 6. November 1984 (GV NRW, S. 670),
- SGV.NRW. 74 -.

§ 7
Ausnahmen vom Benutzungszwang

Ein Benutzungszwang nach § 6 besteht nicht,

- soweit Abfälle gemäß § 3 Abs.1 oder § 3 Abs.3
dieser Satzung von der kommunalen Abfall-
entsorgungseinrichtung ausgeschlossen sind;

- soweit Dritten oder privaten Entsorgungsverbänden
Pflichten zur Verwertung oder Beseitigung von Ab-
fällen nach § 16 Abs.2, 17 Abs.3, 18 Abs. 2 KrW-/
AbfG übertragen worden sind (§ 13 Abs.2 KrW-/
AbfG);

- soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabe-
pflicht aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 24
KrW-/AbfG unterliegen und die Stadt an deren
Rücknahme nicht mitwirkt (§ 13 Abs.3 Nr. 1 KrW-
/AbfG);

- soweit Abfälle, die nicht besonders überwachungs-
bedürftig sind, durch gemeinnützige Sammlung
einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwer-
tung zugeführt werden (§13 Abs.3 Nr.2 KrW-/
AbfG);

- soweit Abfälle, die nicht besonders überwachungs-
bedürftig sind, durch gewerbliche Sammlungen
einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwer-
tung zugeführt werden, soweit dies der Stadt
Gladbeck und dem Kreis Recklinghausen nachge-
wiesen worden ist und nicht überwiegende öffent-
liche Interessen entgegenstehen (§ 13 Abs. 3 Nr. 3
KrW-/AbfG).

§ 8
Ausnahmen vom Anschluss- und

Benutzungszwang an die kommunale Abfall-
entsorgungseinrichtung

(1) Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die kom-
munale Abfallentsorgungseinrichtung besteht bei
Grundstücken, die von privaten Haushaltungen zu
Wohnzwecken genutzt werden, soweit der/die



Anschluss- und/oder Benutzungspflichtige nach-
weist, dass er/sie in der Lage ist, Abfälle zur Ver-
wertung auf dem an die kommunale Abfall-
entsorgungseinrichtung angeschlossenen Grund-
stück ordnungsgemäß und schadlos im Sinne des §
5 Abs. 3 KrW-/AbfG zu verwerten (Eigen-
verwertung).

Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang für biologische Abfälle besteht insoweit
dann, wenn der/die Anschluß- und/oder
Benutzungspflichtige nachvollziehbar und schlüs-
sig darlegt, dass er/sie nicht nur willens, sondern
auch fachlich und technisch in der Lage ist, alle
auf dem Grundstück anfallenden kompostierbaren
Stoffe ordnungsgemäß und schadlos im Sinne des
§ 5 Abs. 3 KrW/AbfG so zu behandeln, dass eine
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, ins-
besondere durch Gerüche oder Siedlungsungeziefer
(z.B. Ratten) nicht entsteht.

Die Stadt stellt auf der Grundlage der Darlegungen
der/des Anschluss- und/oder Benutzungspflichtigen
fest, ob eine Ausnahme vom Anschluss- und
Benutzungszwang gemäß § 13 Abs.1 Satz 1, 2.
Halbsatz KrW-/AbfG besteht.

(2) Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang besteht bei Grundstücken, die nicht zu
Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. industri-
ell/gewerblich genutzt oder gewerblich genutzt
werden, wenn der Abfallerzeuger/Abfallbesitzer
nachweist, dass er/sie die bei ihm anfallenden Ab-
fälle zur Beseitigung in eigenen Anlagen beseitigt
(Eigenbeseitigung) und keine überwiegenden öf-
fentlichen Interessen eine Überlassung der Abfälle
zur Beseitigung erfordern.

Die Stadt stellt auf der Grundlage der Darlegungen
der/des Anschluss- und/oder Benutzungspflichtigen
fest, ob eine Ausnahme vom Anschluss- und
Benutzungszwang gemäß § 13 Abs.1 Satz 2, 2.
Halbsatz KrW-/AbfG besteht.

§ 9
Selbstbeförderung zu

Abfallentsorgungsanlagen

Erzeuger/Besitzer von Abfällen, deren Einsammeln
und Befördern durch die Stadt gemäß § 3 dieser
Satzung ausgeschlossen ist, sind verpflichtet, ihre
Abfälle zum Zwecke des Verwertens, Behandelns,
Lagerns oder Ablagerns entsprechend der Satzung
über die Abfallentsorgung im Kreis Recklinghau-
sen in ihrer jeweiligen Fassung zu der vom Kreis
Recklinghausen angegebenen Sammelstelle,
Behandlungsanlage oder Abfallentsorgungsanlage
zu befördern oder befördern zu lassen. Soweit der
Kreis Recklinghausen das Behandeln, Lagern oder
Ablagern dieser Abfälle ebenfalls ausgeschlossen
hat, sind die Abfälle zum Zwecke des Behandelns,
Lagerns oder Ablagerns zu einer sonstigen dafür
zugelassenen Abfallentsorgungsanlage zu befördern
oder befördern zu lassen.

§ 10
Abfallbehälter, -säcke und Abrollbehälter

(1) Die Stadt bestimmt nach Maßgabe der folgenden
Vorschriften Art, Anzahl und Zweck der Abfallbe-
hälter, deren Standplatz auf dem Grundstück, ob
und wie die Abfälle voneinander getrennt zu hal-
ten sind sowie die Häufigkeit und den Zeitpunkt
der Abfuhr; Abholplatz und Standplatz auf dem
Grundstück sowie Transportweg werden nach Be-
darf festgelegt.

(2) Für das Einsammeln und Befördern von Abfällen
sind folgende Abfallbehälter zugelassen:

a) Graue Abfallbehälter für Restabfälle mit einem
Fassungsvermögen von 60, 80, 120 und 240 l,

b) Abfallbehälter für Restabfälle mit einem Fas-
sungsvermögen von 660, 770 und 1100 l,

c) Abfallsäcke für Restabfälle mit einem Fassungs-
vermögen von 70 l,

d) Abroll-, Abroll-Press- und Abroll-
Selbstpressbehälter für Restabfälle mit einer zu
transportierenden Baulänge von 4 - 7 m und
einem nutzbaren Volumen von 6 - 33 m+ für
Haken-System (DIN 30722),

e) gelbe Abfallbehälter und gelbe Abfallsäcke für
gebrauchte Einweg-Verkaufsverpackungen aus
Metall, Kunst- und Verbundstoffen mit einem
Fassungsvermögen von 80, 120, 240 und
1100 l,

f) Depotcontainer für Papier/Pappe/Karton und
Weiß-, Braun- und Buntglas,

g) Gartenabfallsäcke mit einem Fassungsvermö-
gen von 100 l,

h) braune Abfallbehälter für biologische Abfälle
mit einem Fassungsvermögen von 60, 80, 120
und  240 l.

(3) Abfallbehälter nach Abs. 2a, e, f und h werden von
der Stadt gestellt, unterhalten und bleiben ihr Ei-
gentum, Abfallbehälter nach Abs. 2b sowie
Abrollbehälter nach Abs. 2d sind von den
Anschlusspflichtigen oder Benutzern der städti-
schen Abfallentsorgungseinrichtung zu stellen.

Abfall-/Abrollbehälter sind von den Anschluss-
pflichtigen beim Amt für kommunale Finanzen
anzumelden.

(4) Der Anschlusspflichtige und jeder andere Abfall-
besitzer ist verpflichtet, auf Verlangen der Stadt die
Abfallbehälter in der von der Stadt vorgeschriebe-
nen Weise kenntlich zu machen oder deren Kenn-
zeichnung durch Beauftragte der Stadt zu dulden.

(5) Die von der Stadt zugelassenen Restabfallsäcke mit
einem Fassungsvermögen von 70 l können nur für



vorübergehend mehr anfallende Abfälle, die sich
zum Einsammeln und Befördern in Abfallsäcken
eignen, benutzt werden. Sie werden von der Stadt
eingesammelt, soweit sie an den Abfuhrtagen ne-
ben den Abfallbehältern bereitgestellt sind. Die
Stadt bestimmt die Ausgabestellen für Abfallsäcke.

(6) Aus abfallwirtschaftlichen Gründen kann die Stadt
probeweise auch andere Abfallbehälter bzw.
Sammelsysteme bestimmen.

§ 11
Anzahl und Größe der Restabfallbehälter und

Bioabfallbehälter

(1) Die Zuteilung der grauen Restabfallbehälter erfolgt
auf folgender Grundlage:
Jeder Grundstückseigentümer ist verpflichtet, pro
Grundstücksbewohner und Woche ein Mindestrest-
abfallvolumen von 25 Litern vorzuhalten.

Bei Kompostierung der biologischen Abfälle auf
dem eigenen Grundstück oder Nutzung eines
Bioabfallbehälters in ausreichender Größe verrin-
gert sich das Mindestrestabfallvolumen pro
Grundstücksbewohner und Woche auf 15 Liter.

(2) Braune Bioabfallbehälter werden auf Wunsch be-
reitgestellt. Das Gesamtvolumen der Bioabfall-
behälter (14-tägliche Leerung) darf das vorgehal-
tene wöchentliche Restabfallvolumen nicht über-
schreiten.

(3) Wird festgestellt, dass Bioabfallbehälter mit ande-
ren als biologischen Abfällen befüllt werden, kön-
nen diese Behälter durch die Stadt eingezogen wer-
den. Das Mindestrestabfallvolumen pro Grund-
stücksbewohner und Woche erhöht sich in diesem
Fall wieder auf 25 Liter. Ein Anspruch auf erneute
Zuteilung von Bioabfallbehältern entsteht frühe-
stens nach Ablauf eines Jahres nach Einzug.

(4) Wird festgestellt, dass ein oder mehrere vorhande-
ne Restabfallbehälter für die Aufnahme des regel-
mäßig anfallenden Restabfalls nicht ausreichen und
ist ein zusätzlicher oder größerer Restabfallbehälter
nicht beantragt worden, so haben die Anschluss-
pflichtigen nach schriftlicher Aufforderung durch
die Stadt den/die erforderlichen Restabfallbehälter
aufzustellen. Kommen sie dieser Aufforderung
nicht nach, so haben sie die Aufstellung des/der
erforderlichen Restabfallbehälter(s) durch die Stadt
zu dulden.

(5) Bei nicht oder nicht überwiegend zu Wohnzwecken
genutzten Grundstücken sowie Gewerbe- und In-
dustriegrundstücken werden die erforderliche An-
zahl und Größe der Abfall-/Abrollbehälter im Ein-
zelfall unter Berücksichtigung der Menge der wö-
chentlich anfallenden Abfälle durch die Stadt be-
stimmt.

(6) Für jedes Grundstück, auf dem Abfall anfällt, ist
mindestens ein zugelassener Restabfall-/

Abrollbehälter anzumelden und zu benutzen.
Die Stadt ist nicht verpflichtet, kleinere als die in
dieser Satzung genannten Restabfallbehälter zur
Verfügung zu stellen, auch wenn hierdurch das nach
Abs. 1 vorzuhaltende Mindestbehältervolumen
überschritten wird. § 15 bleibt unberührt.

(7) Auf überwiegend zu Wohnzwecken genutzten
Grundstücken sind bei einem vorzuhaltenden Rest-
abfallvolumen von wöchentlich mindestens 660 l
Restabfallbehälter in der Größe von 660, 770 bzw.
1100 l anstelle sonst zugelassener kleinerer Abfall-
behälter anzumelden und zu benutzen.

§ 12
Abholplatz, Standplatz und Transportweg für

Abfallbehälter

(1) Abfallbehälter mit einem Fassungsvermögen von
60, 80, 120 und 240 l und vorgeschriebene Abfall-
säcke sind am Abfuhrtage bis 7.00 Uhr eng zusam-
men und verschlossen in Fahrbahnnähe so bereit-
zustellen, dass ihre Leerung bzw. Abfuhr ohne
Schwierigkeiten und Zeitverlust möglich ist. Der
Straßenverkehr darf nicht gefährdet oder mehr als
unvermeidlich behindert werden. Kann das
Sammelfahrzeug vor einem Grundstück nicht vor-
fahren, müssen die Abfallbehälter an einer Stelle
aufgestellt werden, die für das Fahrzeug ohne
Schwierigkeiten erreichbar ist. Der Abholplatz kann
von der Stadt bestimmt werden. Nach dem Leeren
sind die Abfallbehälter baldmöglichst an den Stand-
platz zurückzuholen.

(2) Für Abfallbehälter mit einem Fassungsvermögen
von 660, 770 und 1100 l sowie für Abrollbehälter
gilt:

a) Die Behälter werden durch die Beauftragten der
städtischen Abfallentsorgung werktags in der
Zeit von 7.00 bis 19.00 Uhr zur Leerung vom
Standplatz abgeholt und wieder zurückgebracht.

b) Die Stadt bestimmt nach Anhörung des
Anschlusspflichtigen Lage und Art des Stand-
platzes. Dieser ist befahrbar zu befestigen.
Der Standplatz der Abfallbehälter soll im Re-
gelfall nicht weiter als 10 m vom Halteplatz des
Sammelfahrzeugs im Straßenbereich entfernt
sein. Auf Antrag kann die Stadt Ausnahmen zu-
lassen, sofern der Fahrweg zum Standplatz so
angelegt ist, dass ihn ein 10 m langer Lastkraft-
wagen ohne Gefährdung Dritter befahren und
in seinem Bereich einwandfrei wenden kann.
Der Fahrweg zu den Abfall-/Abrollbehältern
muß eine feste Fahrbahndecke haben, die ei-
nem Achsdruck von 13 t standhält.
Der Transportweg für fahrbare Behälter soll
möglichst in Höhe der Standfläche liegen und
darf nicht durch Stufen, Schwellen, Einfassun-
gen, Rinnen o.ä. unterbrochen sein.

c) Wenn wegen der Lage des Grundstücks oder
Betriebes oder wegen unzureichender Zufahrts-



möglichkeiten die Abfuhr ab Grundstück oder
Betrieb erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder
nicht möglich ist, hat der Anschlusspflichtige
die Abfallbehälter auf eigene Kosten zum
nächstgelegenen, für die Abfallabfuhr erreich-
baren Abholplatz zu schaffen.
Den erreichbaren Abholplatz bestimmt die Stadt
in Abstimmung mit dem Anschlusspflichtigen.

(3) Ausnahmen von diesen Bestimmungen können
zugelassen werden, wenn ihre Durchführung im
Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten
Härte führen würde und die Abweichung mit den
öffentlichen Belangen vereinbar ist. Können Stand-
platz und Transportweg nicht rechtzeitig angelegt
werden, ist für die Aufstellung der Abfallbehälter
im Einvernehmen mit der Stadt eine Übergangsre-
gelung zu schaffen.

§ 13
Trennung von Abfällen zur Beseiti gung und
Verwertung und Benutzung der Abfallbehälter

und Sammelstellen

(1) Die Abfälle müssen in die von der Stadt vorge-
schriebenen Abfallbehälter/-säcke, in die zur Ver-
fügung gestellten Depotcontainer entsprechend
deren Zweckbestimmung eingefüllt bzw. der durch
Satzung vorgeschriebenen Sammelstellen zugeführt
werden. Abfälle dürfen nicht in einer anderen Wei-
se auf dem Grundstück gelagert, zum Einsammeln
bereitgestellt oder neben die Abfallbehälter/-säcke
oder Depotcontainer gelegt oder außerhalb der
Annahmezeiten bei den Annahmestellen abgestellt
werden.

(2) Der Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen,
dass die Abfallbehälter allen Hausbewohnern zu-
gänglich sind und ordnungsgemäß benutzt werden
können.

(3) Die Abfallbesitzer/-erzeuger müssen Abfall zur
Verwertung von Abfall zur Beseitigung getrennt
halten und einer gesonderten Erfassung zuführen,
soweit dies technisch möglich und wirtschaftlich
zumutbar ist (siehe Anlage 3). Insbesondere gilt:

1. Einwegflaschen und andere Behälter aus Glas
(Verkaufsverpackungen) sind sortiert nach
Weiß-, Braun- und Grünglas in die bereitgestell-
ten Depotcontainer (Sammelcontainer) einzu-
werfen oder der Sammelstelle des Amtes für
Umwelt, Ver- und Entsorgung auf dem Betriebs-
hof, Wilhelmstr. 61 zu den bekanntgegebenen
Öffnungszeiten anzuliefern.

2. Nicht verunreinigtes Papier, Pappe, Kartonagen
sind in die aufgestellten Depotcontainer
(Sammelcontainer) einzuwerfen oder der Sam-
melstelle des Amtes für Umwelt, Ver- und Ent-
sorgung auf dem Betriebshof, Wilhelmstr. 61
zu den bekanntgegebenen Öffnungszeiten an-

zuliefern, sofern sie nicht anderweitig verwer-
tet werden (ausschließlich Gewerbe und Indu-
strie)

3. Verwertbare Verkaufsverpackungen im Sinne
des § 3 Abs. 2 Verpackungsverordnung vom 28.
August 1998 (VerpackV - BGBl. I S. 2379) aus
Kunststoff, Metall oder Verbundwerkstoff sind
in die von der Stadt dazu bestimmten gelben
Abfallbehälter/-säcke einzufüllen oder der Sam-
melstelle des Amtes für Umwelt, Ver- und Ent-
sorgung auf dem Betriebshof, Wilhelmstr. 61
zu den bekanntgegebenen Öffnungszeiten an-
zuliefern.

4. Alle Transport- und Umverpackungen im Sin-
ne des § 3 Abs. 1 und 3 der VerpackV sind einer
stofflichen Verwertung zuzuführen.

5. Elektroaltgeräte werden von der Stadt separat
abgefahren. Kleingeräte werden auch am
“Umweltbrummi“ angenommen.

6. Eisenschrott und rein metallische Gegenstände
aus Haushalten müssen zum Betriebshof ge-
bracht werden. Kleinteile werden auch am
“Umweltbrummi“ angenommen.

7. Der verbleibende Restabfall ist in die Restab-
fallbehälter ggf. in die Restabfallsäcke einzu-
füllen.

8. Bei der Durchführung von Baumaßnahmen, ins-
besondere beim Abbruch baulicher Anlagen,
sind Bauabfälle (Bodenaushub, Bauschutt,
Baustellenabfälle) vom Zeitpunkt ihrer Entste-
hung an voneinander getrennt zu halten, soweit
dies für ihre ordnungsgemäße, schadlose und
möglichst hochwertige Verwertung oder
gemeinwohlverträgliche Beseitigung erforder-
lich ist. Bodenaushub und Bauschutt sollen da-
bei außerhalb der öffentlichen Abfallentsorgung
den Aufbereitungsanlagen zugeführt werden.
Baustellenabfälle sind nach Weisung der Stadt
einem Sammelsystem oder beauftragten Drit-
ten zuzuführen. Hierfür erforderliche
Sammelbehälter sind je nach Abfallmenge bei
der Stadt oder bei privaten Containerbetrieben
anzufordern.

9. Für biologische Abfälle gilt § 14.

10.Für sperrige Abfälle gilt § 17.

(4) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln, sie
dürfen nur soweit gefüllt werden, dass sich der
Deckel schließen läßt. Abfälle dürfen nicht in Ab-
fallbehälter/-säcke eingestampft, eingeschlämmt
oder in ihnen verbrannt werden. Es ist nicht gestat-
tet, brennende, glühende oder heiße Abfälle in Ab-
fallbehälter zu füllen. Die Deckel der Abfallbehäl-
ter sind stets geschlossen zu halten.

Abfallsäcke müssen verschlossen und unbeschädigt
sein.



Bei Verstößen kann die Stadt den Transport im Rah-
men der regulären Abfuhr ablehnen. Ggf. notwen-
dige Sonderabfuhren werden nur gegen Kostener-
stattung durchgeführt.

Bei Abrollbehältern aller Art (§ 10 Abs. 2, Buch-
stabe d) darf das Bruttogewicht eines gefüllten Be-
hälters 12.000 kg nicht übersteigen.

(5) Scharfkantige oder spitze Gegenstände (z.B. Ka-
nülen, Skalpelle, Lanzetten oder ähnliche Gegen-
stände aus Arztpraxen und ähnlichen Einrichtun-
gen des Gesundheitswesens) müssen vor dem Ein-
füllen in Behälter für Abfälle zur Beseitigung in
stichfesten und verschließbaren Gefäßen gesammelt
und mit dem Sammelgefäß in den Abfallbehälter
gegeben werden.

(6) Sperrige Gegenstände, Schnee und Eis, Flüssigkei-
ten sowie Abfälle, welche die Abfallbehälter oder
das Sammelfahrzeug beschädigen oder ungewöhn-
lich verschmutzen können, dürfen nicht in die Ab-
fallbehälter und Abfallsäcke gefüllt werden.

(7) Die Haftung für Schäden, die vor allem durch un-
sachgemäße Behandlung der Abfallbehälter oder
durch Einbringen nicht zugelassener Gegenstände
an den Sammelfahrzeugen entstehen, richtet sich
nach den allgemeinen Vorschriften.

(8) Zur Vermeidung von Lärmbelästigung dürfen
Depotcontainer nur werktags in der Zeit von 7.00
bis 20.00 Uhr benutzt werden.

§ 14
Getrennthalten und Überlassen von

biologischen Abfällen

(1) Biologische Abfälle im Sinne dieser Satzung sind
alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren
nativ- und derivativ-organischen Abfallanteile.
Die biologischen Abfälle nach dieser Satzung sind
begrifflich wie folgt zu unterscheiden:

a) Gartenabfälle (z.B. Zimmer- und Garten-
pflanzen, Sträucher, Strauch- und Baumast-
schnitt, Laub, Rasenschnitt)

b) Sonstige biologische Abfälle (z.B. Speisereste,
Kaffeefilter, Teebeutel, Obst- und Gemüsereste
etc.)

(2) Gartenabfälle aus Haushalten im Sinne des Abs. 1
Satz 2 Buchstabe a) sind nach Möglichkeit auf dem
Grundstück zu kompostieren oder als Mulch-
material zu verwenden. Ansonsten sind diese Ab-
fälle wie folgt zu überlassen:
Nichtsperrige Gartenabfälle sind

a) in den zugelassenen Gartenabfallsäcken zur Ab-
holung bereitzustellen

oder

b) am Betriebshof, Wilhelmstr. 61, oder bei der be-
auftragten Annahmestelle des Kreises Reckling-
hausen, ERG, Stollenstr. 2  abzugeben

oder

c) in den vorgehaltenen Bioabfallbehälter einzu-
füllen.

Sperriger Baum, Strauch- und Heckenschnitt so-
wie Baumäste, -stämme, -wurzeln und dergleichen
sind

a) zur Abholung bereitzustellen (Hierfür  sind sie
mit kompostierbarem Band zu bündeln, wobei
die Bündel einen Durchmesser von 60 cm und
eine Länge von 100 cm nicht überschreiten dür-
fen. Die einzelnen Äste, Stämme und Wurzeln
dürfen nicht dicker als 16 cm sein.)

oder

b) bei der beauftragten Annahmestelle des Krei-
ses Recklinghausen, ERG, Stollenstr. 2 abzu-
geben.

(3) Sonstige biologische Abfälle im Sinne des Abs. 1,
Satz 2, Buchstabe b) sind nach Möglichkeit auf dem
Grundstück zu kompostieren. Ansonsten sind die-
se Abfälle in die Bioabfallbehälter oder Restabfall-
behälter einzufüllen.

§ 15
Zulassung einer Entsorgungsgemeinschaft

(1) Auf Antrag der Grundstückseigentümer kann eine
Entsorgungsgemeinschaft für benachbarte Grund-
stücke zugelassen werden. Die Entsorgungs-
gemeinschaft kann für ein Abfallgefäß oder meh-
rere Abfallgefäße zugelassen werden. Die als
Entsorgungsgemeinschaft zugelassenen Grund-
stückseigentümer haften gegenüber der Stadt im
Hinblick auf die zu zahlenden Abfallentsorgungs-
gebühr als Gesamtschuldner im Sinne der §§ 421
ff. BGB.

(2) Sind die Voraussetzungen für die Bildung einer
Abfallgemeinschaft entfallen oder kommen die an
der Abfallgemeinschaft Beteiligten ihren Verpflich-
tungen nach Absatz 1 nicht nach, so wird die Ab-
fallgemeinschaft durch die Stadt aufgelöst.

§ 16
Häufigkeit und Zeit der Leerung

(1) Das Stadtgebiet ist für die Leerung der Abfallbe-
hälter/-säcke in Abfuhrbezirke eingeteilt. Die Ab-
fuhrtage sowie notwendige Änderungen der Ab-
fuhrtage werden von der Stadt bestimmt und be-
kanntgegeben.

(2) Restabfallbehälter mit einem Fassungsvermögen
von 60, 80, 120, 240, 660, 770 und 1100 l werden



wöchentlich einmal, auf Wunsch des/der
Anschlusspflichtigen 14- täglich geleert. Das nach
§ 11 vorzuhaltende Mindestrestabfallvolumen
bleibt hiervon unberührt.
Abweichend von Satz 1 können Abfallbehälter mit
einem Fassungsvermögen von 660, 770 und 1100 l
in begründeten Ausnahmefällen wöchentlich mehr-
mals geleert werden, soweit die betrieblichen Mög-
lichkeiten dies zulassen.

(3) Bioabfallbehälter werden 14-täglich geleert.

(4) Gelbe Abfallbehälter/-säcke werden 14-täglich ge-
leert bzw. abgefahren, die Depotcontainer bei Be-
darf.

(5) Gartenabfälle werden zu bekanntzugebenden Ter-
minen abgeholt.

(6) Abrollbehälter werden monatlich zweimal abgefah-
ren. Auf Antrag kann die Abfuhr wöchentlich ein-
mal oder monatlich einmal erfolgen. Darüber hin-
aus können im Rahmen der betrieblichen Möglich-
keiten zusätzlich Abfuhren für vorübergehenden
Mehrbedarf durchgeführt werden.

(7) Können Abrollbehälter aus einem vom
Anschlusspflichtigen zu vertretenden Grund nicht
abgefahren werden, so erfolgt die Abfuhr nach Ab-
stimmung vor dem nächsten regelmäßigen Abfuhr-
tag. Diese Abfuhr sowie einmalige Abfuhren
(Sonderab-fuhren) gelten als außerhalb der regel-
mäßigen Abfuhr durchgeführt.

(8) An regelmäßigen Abfuhrtagen, die auf einen ge-
setzlichen Feiertag fallen, entfällt die Abfuhr. In die-
sen Fällen wird die Abfuhr vorverlegt oder nach-
geholt. Der Abfuhrtag wird von der Stadt bestimmt
und bekanntgegeben.

§ 17
Sperrige Abfälle

(1) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfall-
besitzer im Gebiet der Gemeinde/Stadt hat im Rah-
men der §§ 2 - 4 das Recht, sperrige Abfälle, die
wegen ihres Umfanges, ihres Gewichts oder durch
Zerlegen, Zerreißen oder Zerbrechen sich nicht so
zerkleinern lassen, dass sie nicht in nach dieser
Satzung zugelassene Abfallbehälter eingefüllt wer-
den können, von der Stadt außerhalb der regelmä-
ßigen Abfallentsorgung gesondert abfahren zu las-
sen.

Die Abfuhr ist bei der Stadt, Amt für Umwelt, Ver-
und Entsorgung, Wilhelmstr. 61, unter Angabe von
Art und Anzahl der Gegenstände, schriftlich oder
(fern)-mündlich zu beantragen. Dem Antragsteller
wird der Abholtag mitgeteilt.

In geringem Umfang werden sperrige Abfälle wäh-
rend der üblichen und bekanntzumachenden Öff-
nungszeiten auch am Betriebshof Wilhelmstr. 61
angenommen.

(2) Sperrige Abfälle sind insbesondere: Möbel, Matrat-
zen, Fahrräder, Kinderwagen, sperrige Garten- und
Hausarbeitsgeräte, Teppiche oder sonstige feste
nicht schadstoffbelastete Fußbodenbelagstoffe,
Kohleöfen, Haushaltswannen und -eimer sowie
Koffer.
Diese Gegenstände dürfen nicht mit Abfall gefüllt
sein.

(3) Nicht zu den sperrigen Abfällen zählen insbeson-
dere: Säcke mit oder ohne Inhalt sowie Gegenstän-
de aus baulichen Veränderungen (z.B. Türen, Fen-
ster, aus dem Sanitärbereich, Zäune, Gartenhäuser,
Pergolen usw.)

(4) Sperrige Abfälle sind im Regelfall am vereinbar-
ten Abfuhrtag vor 7.00 Uhr zu ebener Erde in
Fahrbahnnähe in nicht verkehrsbehindernder Wei-
se zum Abholen bereitzustellen. Gehwege dürfen
nicht mehr als unbedingt nötig eingeengt werden.

(5) Sperrige Abfälle, die nicht durch eine Fahrzeug-
besatzung von Hand verladen werden oder das
Sammelfahrzeug beschädigen können, werden
nicht eingesammelt und befördert.

(6) Nicht eingesammelte Gegenstände müssen bald-
möglichst zurückgenommen werden.

§ 18
Anmeldepflicht

(1) Der Grundstückseigentümer hat der Stadt den erst-
maligen Anfall von Abfällen, die voraussichtliche
Menge, die Anzahl der auf dem Grundstück woh-
nenden Personen sowie jede wesentliche Verände-
rung der anfallenden Abfälle, ihrer Menge oder der
auf dem Grundstück wohnenden Personenzahl un-
verzüglich anzumelden.

(2) Wechselt der Grundstückseigentümer, so sind so-
wohl der bisherige als auch der neue Eigentümer
verpflichtet, die Stadt unverzüglich zu benachrich-
tigen.

§ 19
Auskunftspflicht, Betretungsrecht

(1) Der Grundstückseigentümer, der Nutzungs-
berechtigte oder der Abfallbesitzer/ Abfallerzeuger
sind verpflichtet, über § 18 hinaus alle für die Ab-
fallentsorgung erforderlichen Auskünfte zu ertei-
len.

(2) Den Beauftragten der Stadt ist zur Prüfung, ob die
Vorschriften dieser Satzung befolgt werden, unge-
hinderter Zutritt zu Grundstücken zu gewähren, für
die nach dieser Satzung Anschluss- und
Benutzungszwang besteht.

(3) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befol-
gen.



(4) Die Beauftragten haben sich durch einen von der
Stadt ausgestellten Dienstausweis auszuweisen.

§ 20
Unterbrechung der Abfallentsorgung

(1) Unterbleibt die der Stadt obliegende Abfallentsor-
gung bei vorübergehenden Einschränkungen, Un-
terbrechungen oder Verspätungen infolge von Be-
triebsstörungen, Streiks, betriebsnotwendigen Ar-
beiten oder behördlichen Verfügungen, werden die
erforderlichen Maßnahmen so bald wie möglich
nachgeholt.

(2) In Fällen des Absatzes 1 besteht kein Anspruch auf
Ermäßigung der Gebühren oder auf Schadensersatz.

§ 21
Benutzung der kommunalen Abfall-

entsorgungseinrichtung /Anfall der Abfälle

(1) Die Benutzung der kommunalen Abfall-
entsorgungseinrichtung beginnt, wenn dem
anschluss- und benutzungspflichtigen Abfall-
erzeuger/Abfallbesitzer die nach dieser Satzung
festgelegten Abfallbehältnisse zur Verfügung ge-
stellt werden und das an die kommunale Abfall-
entsorgungseinrichtung angeschlossene Grundstück
mit Abfallfahrzeugen zur Entleerung der bereitge-
stellten Abfallbehältnisse angefahren wird.

(2) Abfälle gelten zum Einsammeln und Befördern als
angefallen, wenn die Voraussetzungen des Abfall-
begriffs gemäß § 3 Abs. 1 KrW-/AbfG erstmals
erfüllt sind.

(3) Die Abfälle gehen in das Eigentum der Stadt über,
sobald sie eingesammelt oder angenommen sind.
Die Stadt ist nicht verpflichtet, im Abfall nach ver-
lorenen Gegenständen suchen zu lassen. Im Abfall
vorgefundene Wertgegenstände werden als Fund-
sachen behandelt.

(4) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur
Abholung bereitgestellte Abfälle zu durchsuchen
oder wegzunehmen.

§ 22
Abfallentsorgungsgebühren

(1) Für die Benutzung der kommunalen Abfall-
entsorgungseinrichtung der Stadt und die sonstige
Erfüllung abfallwirtschaftlicher Aufgaben durch die
Stadt werden Abfallentsorgungsgebühren nach der
zu dieser Satzung erlassenen Gebühren- und Tarifs-
atzung für die kommunale Abfallentsorgungs-
einrichtung der Stadt erhoben.

(2) Soweit Abfälle aufgrund dieser Satzung direkt an
einer im Auftrag des Kreises Recklinghausen be-
triebenen Annahmestelle angeliefert werden, ist der

Anlieferer verpflichtet, an den Anlagenbetreiber das
von diesem geforderte Entgelt zu entrichten.

§ 23
Andere Berechtigte und Verpflichtete

Die sich aus dieser Satzung für die Grundstücksei-
gentümer ergebenden Rechte und Pflichten gelten
entsprechend für Erbbauberechtigte, Wohnungsei-
gentümer und sonstige Nutzungsberechtigte im Sin-
ne des Wohnungseigentumsgesetzes, Nießbraucher
sowie alle sonstigen zum Besitz eines Grundstücks
dinglich Berechtigten. Die Grundstückseigentümer
werden von ihren Verpflichtungen nicht dadurch
befreit, dass neben ihnen andere Anschluss- und
Benutzungspflichtigen vorhanden sind.

§ 24
Begriff des Grundstücks

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhän-
gig von der Eintragung im Liegenschaftskataster
und im Grundbuch und ohne Rücksicht auf die
Grundstücksbezeichnung jeder zusammenhängen-
de Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftli-
che Einheit bildet.

§ 25
Benutzung von Abfallkörben

Die auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen,
in öffentlichen Anlagen oder in der freien Land-
schaft von der Stadt aufgestellten Abfallkörbe sind
für Abfälle bestimmt, die bei einzelnen Personen
im Freien anfallen (z.B. durch Verzehr von Spei-
sen oder Getränken, Fahrscheine, Handzettel). In
diese Abfallkörbe dürfen keine anderen Abfälle ein-
gefüllt werden.

§ 26
Ordnungswidrigkeiten

(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht ge-
troffenen Regelungen handelt ordnungswidrig, wer
vorsätzlich oder fahrlässig dieser Satzung zuwider-
handelt, indem er

ihm anfallende Abfälle nicht der Stadt zum Ein-
sammeln und Befördern überläßt,

 1. entgegen § 3
der Stadt Abfälle überläßt, die vom Einsammeln
und Befördern ausgeschlossen sind,

2. entgegen § 4 Abs. 2
schadstoffhaltige Abfälle nicht am Sammel-
fahrzeug bzw. bei der AGR, Herten, ableifert,

3. entgegen §6 auf seinem Grundstück oder sonst
bei ihm anfallende Abfälle nicht der Stadt zum
Einsammeln und Befördern überläßt,



4. entgegen § 10
- Abs. 2 andere als die zugelassenen Behälter,
Säcke und Abrollbehälter für Abfälle benutzt,

- Abs. 4 die Abfallbehälter nicht in der von der
Stadt vorgesehenen Weise kenntlich macht oder
die Kennzeichnung durch Beauftragte der Stadt
nicht duldet,

5. entgegen § 11 Abs. 4 und 7
nicht die erforderlichen Abfallbehälter anmel-
det und benutzt,

6. entgegen § 12
- Abs. 1 Abfallbehälter nach deren Leerung
nicht baldmöglichst von der öffentlichen
Verkehrsfläche entfernt,

- Abs. 2 Standplatz und Transportweg für Ab-
fall-/Abrollbehälter nicht befahrbar befestigt,

7. entgegen § 13
- Abs. 1 Abfälle nicht in die zugelassenen Ab-
fallbehälter / Abfallsäcke / Abrollbehälter be-
stimmungsgemäß einfüllt oder Abfälle in an-
derer Weise zum Einsammeln und Befördern
bereitstellt oder neben die Abfallbehälter /-
säcke / Abrollbehälter sowie Depotcontainer
ablegt,

-Abs. 2 die Abfallbehälter nicht allen Hausbe-
wohnern zugänglich macht,

- Abs. 3 Abfälle zur Verwertung nicht von Ab-
fällen zur Beseitigung getrennt hält und einer
gesonderten Erfassung zuführt,

- Abs. 4 Abfallbehälter überfüllt oder Abfälle
in Abfallbehältern /  -säcken / Abrollbehältern
einschlämmt oder einstampft,

- Abs. 5 scharfkantige oder spitze Gegenstän-
de (z.B. Kanülen, Skalpelle, Lanzetten oder
ähnliche Gegenstände aus Arztpraxen) nicht
vor dem Einfüllen in Behälter für Abfälle zur
Beseitigung in stichfeste und verschließbare
Gefäßen sammelt und mit dem Sammelgefäß
in den Abfallbehälter gibt,

- Abs. 6 sperrige Gegenstände, Schnee, Eis,
Flüssigkeiten sowie Abfälle, welche die Ab-
fallbehälter oder das Sammelfahrzeug beschä-
digen oder ungewöhnlich verschmutzen kön-
nen, in Abfallbehälter/ -säcke / Abrollbehälter
einfüllt,

- Abs. 8 Depotcontainer außerhalb der Einfüll-
zeiten benutzt,

8. entgegen § 14
Gartenabfälle nicht getrennt hält oder nicht vor-
schriftsmäßig anliefert oder bereitstellt,

9. entgegen § 17 Abs. 4
sperrige Abfälle zur Abfuhr herausstellt,

10 entgegen § 18 Abs. 1
der Stadt nicht den erstmaligen Anfall von Ab-
fällen, deren wesentliche Veränderung oder
einen Eigentumswechsel unverzüglich anzeigt,

11. entgegen § 19 Abs. 1
den Beauftragten der Stadt die erforderlichen
Auskünfte nicht erteilt,

12. entgegen § 21 Abs. 4
angefallene Abfälle ohne Zustimmung der
Stadt durchsucht oder wegnimmt,

13. entgegen § 25
Abfallkörbe verbotswidrig benutzt.

(2)    Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße
bis zu 100.000 DM geahndet werden, soweit nicht
andere gesetzliche Bestimmungen hierfür eine hö-
here Geldbuße vorsehen.

§ 27
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Satzung tritt am 01. Januar 2001 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Satzung über die Abfallwirtschaft in der Stadt
Gladbeck vom 20. Dezember 1999 außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Hiermit wird die Satzung über die Abfallwirtschaft in der
Stadt Gladbeck (Abfallwirtschaftssatzung) vom
15. Juni  2000 öffentlich bekanntgemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann,
es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekanntgegeben worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-
her beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über  der Gemeinde vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Gladbeck, den 15. Juni 2000

gez. Schwerhoff
- Bürgermeister -

Amtsblatt der Stadt Gladbeck, Herausgeber: Der Bürgermeister, Redaktion und Vertrieb: Bürgermeisterbüro, Rathaus, 45964 Gladbeck, Telefon 99-2383, FAX 99-1130.
Hier ist das Amtsblatt kostenlos erhältlich. Die regelmäßige Zustellung durch die Post erfolgt gegen Vorauszahlung einer Vertriebskostenpauschale von jährlich 20,- DM

zum 15. November des jeweils vorausgehenden Jahres.

Jeder Einwohner kann sich gemäß § 7 Abs. 2 der Hauptsatzung der Stadt Gladbeck zu den in dieser Ausgabe behandelten bedeutsamen Angelegenheiten der Stadt Gladbeck
innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Erscheinen der Ausgabe schriftlich äußern.


